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fr hat Tedmologien der Freiheit?
daß es schon jetzt nicht mehr funktio­
niert. Wir haben globale Probleme, 
die sind nicht auf nationaler Ebene 
zu lösen, sie sind auch nicht zu lösen 
von Regierungen, die für die Erhal­
tung ihrer Macht arbeiten. Alle denk­
baren Lösungen sind nämlich abträg­
lich der etablierten Macht, die wer­
den entweder überhaupt nicht behan­
delt, oder vor sich hergeschoben, oder 
verketzert usw.
Aber in allen Staaten der Welt gibt es

denkende Menschen, und in den 
westlichen Ländern gibt es Redefrei­
heit, also ist es unvermeidlich, daß 
die vernünftigen Menschen auf dieses 
Dilemma hinweisen und immer mehr 
Menschen es kapieren. Es gibt Alter­
nativen! Aber diese müssen ausfor­
muliert werden, sie müssen überzeu­
gen, und sie müssen greifen.

die andere: Bürgerbewegungen und 
-initiativen jenseits der Parteien?

Langer: Wir sind jetzt in einer Situa­
tion, wo der sozialpsychologische 
Fortschritt, die natürliche Entwick­
lung hin zu Bürgerbewegungen, uns 
davonläuft, und wir haben noch im­
mer nicht das, was ich in meinem 
Buch „die Technologie der Freiheit“ 
nenne. Die müssen wir entwickeln. 
Wir haben tausendjährige Technolo­
gien der Unterdrückung. Aber selbst 
Versammlungen und Konferenzen in­
nerhalb der Bürgerbewegungen erwei­
sen, daß es den Menschen ungeheuer 
schwerfällt, außerhalb dieser Katego­
rien der Machtpyramide zu denken. 
Nehmen sie nur das ständige: Ab­
stimmung, Abstimmung ...!  Wer 
eine Macht oder eine Mehrheit hinter 
sich hat, braucht niemanden zu über­
zeugen.

die andere: Setzt Ihr Zukunftsmo­
dell der direkten Bürgerbeteiligung 
aber nicht voraus, daß die mündigen 
Bürger mehrheitlich gegen die 
machthierarchischen Strukturen an- 
treten, wie, auf welcher Ebene und

mit welcher Vehemenz auch immer?

Langer: Die Menschen werden nie 
mehrheitlich politisch auftreten. Es 
wird immer die Mehrheit sein, für die 
ein Sieg von Schalke 04 wichtiger ist 
als eine politische Entscheidung. Die 
bundesdeutsche Soziologie hat nach­
gewiesen, daß ungefähr 20 % der Par­
teimitglieder sich wirklich politisch 
betätigen, und alle Mitglieder aller 
Parteien machen nur 4,5 Prozent der

Bevölkerung aus. Das ist die absolute 
Illegitimität der Parteivorstände. Die 
Parteien sind zu parapolitischen Ver­
einigungen zwecks Vortäuschung des 
repräsentativen Systems verkommen. 
Sprechen sie zum Beispiel mit Abge­
ordneten, auch bei den etablierten 
Parteien. Wer aufrichtig ist, fühlt sich 
nicht mehr als Vertreter der Be­
herrschten gegenüber der etablierten 
Herrschaftsgruppe. Sie sind deren 
Handelsvertreter, ihre Aufgabe ist es, 
die Entscheidungen der illegitimen 
Parteivorstände dem Wähler-Kunden 
zu verkaufen.

Es scheint mir kein Zufall zu sein, 
daß die repräsentative Demokratie 
nicht in der Lage war, das ökologi­
sche Problem auch nur zu formulie­
ren. Lebensvollzüge, wie etwa essen, 
schlafen und dergleichen, können 
eben nicht stellvertretend vollzogen 
werden, sind darum nicht repräsen­
tierbar. Eltern können nicht die Kin­
der repräsentieren und umgekehrt. 
Wolfgang Ullmann (1990)

die andere: Was ihnen auch überwie­
gend gelingt, immer noch und bei 
der Mehrheit der Bevölkerung.

Langer: Die Engagierten werden im­
mer nur eine Minderheit sind. Es 
geht auch überhaupt nicht darum, 
daß sich alle politisch engagieren, 
sondern darum, daß die, die es wol­
len, es wirksam tun können.

die andere: Die große Mehrheit 
aber, die sich nicht kontinuierlich 
politisch engagiert, das auch nicht 
will, die hat gleichzeitig einen An­
spruch auf Politik, und den drückt 
sie aus -  bei Wahlen. Diesen An­
spruch gilt es doch ernst zu nehmen.

Langer: Am 16.8.88 brachte RE­
PORT die Ergebnisse einer Umfrage 
über die Einflußnahme des Bürgers 
auf die Politik. „Glauben sie, daß er

sehr groß ist?“, da haben 2 Prozent 
mit Ja geantwortet; „weniger groß?“ -  
13 Prozent, „klein?“ -  49 Prozent 
und „gleich null?“ -  36 Prozent. Also 
85 Prozent der Wähler in diesem Par- 
teien-Staat mit freien Wahlen glau­
ben nicht daran, daß sie irgendeinen 
wesentlichen Einfluß auf die Politik 
haben.

die andere: Vielleicht ist es dieser 
Mehrheit aber auch egal. Sie sagt 
sich, das ist nicht so sehr wichtig, 
denn soll ich mich vielleicht auf den 
Kopf stellen?

Langer: Richtig, „auf den Kopf stel­
len“, das macht der Bürger nicht, er 
springt auch nicht aus dem Fenster, 
und er riskiert auch nicht seinen Po­
sten. Weil er zu essen hat, weil er gut 
wohnt usw. Aber hauptsächlich, weil 
er überhaupt keine konkrete Vorstel­
lung, keine (!), hat und haben kann, 
wie das anders praktisch funktionie­
ren könnte.

die andere: Aber gerade in ihrer Hei­
mat hat doch mit dem Bürgerforum 
eine breite Bürgerbewegung eine Al­
ternative außerhalb der Parteien 
aufgezeigt, es hat sogar die Regie­
rung gestellt.

Langer: Ja, das Bürgerforum hat auch 
die absolute Mehrheit im Parlament. 
Aber auch in ihm gibt es keine kon­
krete Vorstellung, wie es als Bewe­
gung funktionieren könnte. Jetzt nutzt 
der Finanzminister Vaclav Klaus, der 
zur Spitze des Bürgerforums gehört,

eine Konferenz von 200 Leuten, ein 
großer Teil von ihnen bezahlte Leute 
aus dem Apparat, um aus dem Forum 
eine Partei zu machen, und zwar eine 
rechtsgerichtete. Mit 160 Stimmen 
dieser Konferenz, bei 2 Millionen 
Wählerstimmen für das Forum!
Das ist zu vergleichen mit dem kon­
spirativen Kongreß der russischen So­
zialdemokraten 1903 in London, wo 
mit 19 zu 17 Stimmen Lenin sich 
durchsetzte und sich die Sieger dann 
„die Mehrheitlichen, Bolschewiki“ 
nannten. Und als sie dann die bürger­
liche Revolution 1917 durch einen 
Militärputsch unterbrochen hatten, 
konnten sie nicht verhindern, daß die 
vorbereiteten Wahlen im Dezember 
durchgeführt wurden. Die „Mehrheit­
lichen“ bekommen 25 % der Stim­
men, und die Menschewiki bekom­
men 60 %. Das kleine „B“ blieb aber 
in der Klammer!
Und in solchen Kategorien denken 
wir immer noch: winzige Machteliten 
„bolschewisieren“ die Politik, weil es 
um die Macht geht. Und solange die 
Menschen keine Alternative sehen 
und es ihnen gut geht, wie in der 
Bundesrepublik, werden sie sich 
schwerlich bewegen.

die andere: Aber durch den Golf­
krieg hat sich das schlagartig geän­
dert, die fehlende materielle Angst 
wird überholt durch die globale 
Angst vor den furchtbaren Folgen 
des Krieges.

Langer: Die Menschen wissen, daß 
sie keine Einflußmöglichkeiten über 
die Parteien haben, also gehen sie auf 
die Straße. Und sie werden sehen, das 
wird den Prozeß beschleunigen, von 
dem ich spreche, den Zerfall des Par­
teienstaates. Die Menschen werden es 

1  begreifen, und man muß es ihnen sa- 
3 gen, daß diejenigen, die Kinder und 
x Enkel haben, wenn sie jetzt nicht ka- 
1  puttgehen und wenn es nicht zu spät 
x ist, daß sie jetzt anfangen müssen, 
ö nicht mehr nur den Parteien die Poli- 
° tik zu überlassen, sonst werden ihre 

Kinder und Enkel an einer Front ster­
ben oder von der Umwelt vergiftet.

die andere: Muß nun nicht in Zeiten 
solch globaler Bedrohung jede Bür­
gerbewegung auch die kleinste 
Chance nutzen, innerhalb der Par­
teienstruktur wirksam zu werden, 
anstatt diese grundsätzlich abzuleh­
nen, weil man Alibi-Funktionen aus­
übe und letztlich doch nichts be­
wirke?

Langer: Man kann etwas mitgestal­
ten, man kann nichts mitgestalten -  
das ist die falsch gestellte Alternative. 
Die Frage steht anders. Das ist wie 
bei der Bilanz eines Unternehmens, 
und bei den Grünen kann man das 
jetzt durchexerzieren. Sie müssen die 
Aktiva nehmen und die Passiva, und 
dann haben sie den Reingewinn oder 
nicht.
Die Grünen haben einen riesigen 
Reinverlust gebracht. Sie haben die 
europäische ökologische Bürgerbewe­
gung kaputtgemacht, indem sie Par­
tei wurden vor 10 Jahren. Aber sie ha­
ben erreicht, daß ihre Thematik sehr 
schnell von den Parteien übernom­
men wurde.
Das, was sie als Bewegung hätten ei­
gentlich erreichen sollen und können, 
nämlich neue Strukturen durchzuset­
zen, konnten sie als Partei nicht.
Ich kann mir aber keine gesunde 
Grippe vorstellen, geschweige denn 
einen gesunden Krebs.

die andere: Die Grünen hätten also 
nicht ins Parlament gehen sollen?

Langer: Warum nicht ins Parlament, 
aber hätten die Grünen doch von An­
fang an gesagt: Wir sind die Liberos 
des Parlaments, wir binden uns nicht, 
unsere Abgeordneten sind, wie es die 
Verfassung fordert, nur ihrem Gewis­
sen verpflichtet. Als man ihnen ge­
sagt hat, ihr wollt nicht in Regierun­
gen, ihr drückt euch vor der Verant­
wortung, da waren sie nicht in der 
Lage zu sagen: Nein, umgekehrt, wir 
haben so viel Verantwortung, daß wir 
verpflichtet sind, zum Beispiel Mini­
sterposten zu besetzen, ohne irgend­
eine Koalition zwecks Machtabsiche­
rung bilden zu müssen -  wenn wir 
einen Fachmann wissen, der besser 
ist als eure Leute!

die andere: Wie sollten in der Bevöl­
kerung solcherart Personalentschei­
dungen nachvollzogen werden kön­
nen?

Langer: Stellen sie sich folgendes 
Szenario vor: Es wird eine Regierung 
gebildet, in der man als Mehrheitsbe­
schaffer das Bündnis 90 braucht. Man 
bietet ihnen dieses oder jenes Mini­
sterium an als Gegenleistung für eine 
Koalitionszusage, also die Absiche­
rung einer Machtkonstellation. Die 
vom Bündnis aber sagen, über so et­
was verhandeln sie gar nicht, sie wol­
len eine Regierung, in der nachprüf­
bar die besten Fachleute sitzen, also 
schlagen sie zum Beispiel für das Ju­
stizministerium den Sozialdemokra­
ten Schily vor...! , sie werden aber 
keine Regierung unterstützen, in der 
zum Beispiel ein Wirtschaftsidiot 
Möllemann Wirtschaftsminister wird, 
nur weil es seine Parteigremien so be­
schlossen haben. Das wäre ein 
Schock! Und mehr als ein Signal.

Wir haben Konzepte, die so weit von 
dem heute verbreiteten politischen 
Denken abweichen, daß man wirk­
lich keinem Menschen vorwerfen 
kann, es nicht richtig zu verstehen 
oder sich nicht motiviert zu fühlen. 
Wolfgang Ullmann (1991)

die andere: Sie setzen bei solchem 
Szenario tatsächliche Unabhängig­
keit der Abgeordneten voraus.

Langer: Wenn die Abgeordneten aus 
dem politischen Eigenleben der Basis 
hervorkommen, dann entstehen ja 
ganz andere Mechanismen des Ver­
haltens als die der Parteidisziplin, so­
gar umgekehrte. Selbst der Karrierist 
wird dann unabhängig sein müssen, 
weil allein die Aufstellung durch eine 
Partei ihn nicht wählbar macht. 
Wenn die Leute eine Alternative ha­
ben!

die andere: Welche „ausformuliert“ 
sein muß und „nachweisbar grei­
fen“, wie sie sagen.

Langer: Und da sind wir noch ganz 
am Anfang. Es gibt noch nicht das 
Netz von Basisgruppen. Wie das aus- 
sehen müßte und wie djs funktio­
niert, das beschreibe ich in meinem 
Buch. Das jetzt zu erzählen würde 
Stunden kosten. Aber als Bild: Die 
Netzstruktur basisdemokratischer 
Bürgerbewegungen im politischen Le­
ben verhält sich zum Parteienstaat 
wie der Düsenantrieb zum Kolben­
motor. Die Kolben -  die Parteien -  
sind in einem Kolbenmotor unerläß­
lich und funktionieren, bis sie ver­
schlissen sind. Im Düsenmotor kann,, 
ich mit Kolben nichts anfangen.

Interview: Karl-Heinz Heymann


